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bfr Sum lan d. 
Es wird der Königlichen Regierung ſchou bekannt geworden ſeyn, daß von 


Seiten desjenigen Theils der zur Verfaſſungs⸗ Vereinbarung einberufenen Ver- 


ſammlung, welcher, die Botſchaft Sr Majeſtät wegen der Verlegung nach Bran⸗ 
denburg unbeachtet laſſend, ohne Theilnahme der Vertreter der Krone ihre Zuſam⸗ 
menkünfte hier fortgeſeht hat, nächſt Anderem auch der Beſchluß gefaßt worden 
iſt, daß bis zur Zurücknahme der von der Regierung getroffenen Maßregeln alle 
und jede Steuerzahlung zu verweigern ſei. 

Weun auch vorauszuſetzen iſt, daß dem geſunden Sinne des Landes die for⸗ 


melle und materielle Ungültigkeit eines Schrittes wohl einleuchten wird, der in ſei⸗ 


neu weiteren Folgen kas ganze Land in einen Zuſtand völliger Geſetzloſigkeit und 
in unapſehbare Verwirrung ſtürzen würde, fo halten wir uns dennoch verpflichtet, 
die Königl. Regierung darauf aufmerkſam zu machen, daß, wenn und wo ſich wi⸗ 
der Verhoffen irgend eine Verwirklichung des vorgedachten Aufrufs kundgeben ſollte, 
hiergegen ohne Verzug, und nothigenfalls, wenn eine vorgängige Belehrung über 
die ſchweren ſtraftechtlichen Folgen einer ſolchen Widerſetzlichkeit fruchtlos bleibt, 
mit Anwendung der ſtreugſten Zwangsmittel einzuſchrelten ift. Die ſämmtlichen 
Truppenbefehlshaber ſind angewiefen, den desſallſigen Requiſitionen der Königl. 
Regierung und der von ihr für dieſen Zweck zu bezeichnenden Kommiſſarien zu ge⸗ 
nügen. 

. Dabei aber bleibt der Königlichen Regierung ganz beſonders empfohlen, dafuͤr 
zu ſorgen, daß die wegen eingetretener Widerſetzlichkeit anzuordnenden Zwangs⸗ 
maßregeln nicht auf die Beitreibung ſolcher Steuerbeiträge ausgedehnt werden, 
welche nur wegen des Unvermögens der Steuerpflichtigen in Rückſtand. geblieben find, 
indem es, wenngleich die dermaligen bedeutenden Ausgaben der Staatskaſſe den 
pünktlichen und unverkürzten Eingang der Steuern ſehr wuͤuſchenswerth erſcheinen 
laſſen, dennoch ganz außer der Abſicht liegt, die Rückſichten der Schonung und 
Milde gegen bedrängte oder durch Unglücksfälle betroffene Steuerpflichtige außer 
Augen geſetzt zu ſehen. Dieſem entſprechend, werden daher auch die durch anzu⸗ 
ordnende außergewöhnliche Zwangsmaßregeln verurſachten Koſten nur auf diejeni⸗ 
gen Steuerpflichtigen zu vertheilen ſein, welche die ſchuldigen Steuerzahlungen aus 
Widerſetzlichkeit nicht geleiſtet haben. Berlin, den 18. November 1848. 

7 i Das Staats⸗Miniſterium. 


Graf von Brandenburg. Ladenberg. Manteuffel. von Strotha. 


von Nintelen. 


an ſammiliche Königliche Regierungen. 


Die öffentlichen Blätter haben mitgetheilt, daß von Seiten desjenigen Theiles 


der zur Verfaſſungs⸗Vereinbarung einberufenen Verſammlung, welcher, die Bot⸗ 


ſchaft St. Majeſtät wegen der Verlegung nach Brandenburg unbeachtet laſſend, 
ohne Theilnahme der Vertreter der Krone feine Zuſammenkünfte in Berlin forte 
geſetzt hat, nächſt anderm auch der Beſchluß gefaßt worden iſt, daß bis zi Zurüde 


nahme der von der Königl. Regierung getroffenen Maßregeln alle und jede Steuer a 
zahlung zu verweigern, mindeſtens dem jetzigen Miniſterio über die eingezahlten 


Steuern keine Verfügung, zu geſtatten ſei. ir 
Wenn auch vorandgnichen iſt, daß dem geſunden Sinne des Laudes die fors 
melle und materielle Ungültigteit eines Schrittes wohl einleuchten wird, der in ſei⸗ 


nen weiteren Folgen das ganze Land in einen Zuſtgud völliger Geſetzloſigkeit und 
in unabſehbare Verwirrung jtürzen würde, fo machn wir doch die Eingeſeſſenen 
unſeres Megierungs⸗Bezikts darauf aufmerkſam, daß wenn an irgend einem Orte 


eine Weigerung der Steuerzahlung eintreten ſollte, die Behörden hierdurch auge 


treten, und überall, wo es erforderlich ſcheint, zur Beſeitigung des Widerſtandes 
ſelbſt militairiſche Hülfe in Auſpruch zu nehmen, welche durch die Befehlshaber 
der Truppen auf ordnungsmaßiges Anfuchen überall gewahrt werden wird. 

Wir brauchen kaum anzudeuten, daß die angeordneten ſtrengen Maßregeln 
nicht auf die Falle auszudehnen ſind, in welchen die Steuerzahlung nur wegen 
Unpermögen unterbleibt; für dieſe Fälle bleibt es bei den allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten, welche den Behörden genügend bekannt find, f 


Polen, den 20. November 1848. Kbnigliche Regierung. 


a 110 Pofen, deu 19. Nov. Die Nr. 198, der Gazela polska theilt mit, 
aß die hieſigen Stadtverordneten den Antrag auf Ergreifung von Maßregeln zu 
Gunſten der Berliner National, Verſammlung verworfen haben. „um unſeren 
auswärtigen Leſern“, heißt es am Schluß, „Verwunderung und Mißverſtändniß 
zu erſparen, bemerken wir, daß die Stadtverordneten, mit Ausnahme dreier 
Polen, im übrigen aus Deutſchen oder deulſchen Juden beſleht.“ Was mag 
das gedachte Blatt wohl zu ber wahrheitswidrigen Augabe bewogen haben, der 
Antrag ſel durch den Richter Pil as ki eingebracht worden? — Es giebt nicht 
leicht einen Ausdruck, der ſo vielfach gemißbraucht wird, als ber edle Name eines 
„Demokraten“; vor gewiſſen Demokraten hat Deutſch⸗ Posen allen Grund, ſich zu 


gegangen: 


Mittwoch den 22. November. 


E eine b i 
wieſen ſind, einer ſolchen Weigerung mit der größten Eniſchideuheit entgegen zu beledere Sung an betete um durgen 


ſie am 14. Juni, am 21 


eitung. 


„An die Liga polska zu Poſen.“ 

Die Demokratie kennt keinen Nationalhaß, ſie kennt nur die Gleichberechti⸗ 
gung jedes Meuſchen zur Freiheit; auch für Euch zu kämfen, Polniſche 
Brüder (1), iſt unſer Ziel; wir ſenden Euch zwei Proklamationen der 
Natioual⸗Verſammlung, welche eine ſo ehrenwerthe, erhabene Stellung ein⸗ 
genommen hat, Wir bitten Euch um deren möglichſte Verbreitung in Polniſcher 
Sprache, und um ſchleunige Mitwirkung, auf daß in Adreſſen an die Nationaler 
Verſammlung die volle Uebereinſtimmung mit ihrer Handlungsweiſe ausgeſprochen 
werde. . ee cr i 
Beeilt Euch, die Freiheit wird uns und Euch bald tagen. 

Stettin, den 14. Noobr. 1848. Der Volksverein zu Stettin.“ 

Die Leſer wiſſen aus unſeren lezten Nummern, daß am Mittwoch den 
15. d. M. im Sitzungsſaale des hieſigen Oberlandes⸗Gerichts 29 „Rechtskundi⸗ 
ge“ — Richter, Advokaten, Auskultatoren — in einer Privatverſammlung einen 
demnächſt veröffentlichten Beſchluß gefaßt haben: „die Krone ſei zur Verlegung 
der National⸗Verſammlung nicht berechtigt geweſen, und die darauf bezüglichen 
Schritte des Miniſierium Brandenburg ungeſebzlich und verfaſſungswidrig.“ Wir 
hätten gewünſcht, daß mehrere der Angriffe, welche dieſe Herrn deßhalb erfahren, 
unterblieben wären, fie erſcheinen aber erklärlich, wenn man in der Gazeta polska 
einen Artikel am 15. d. M. geleſen, und ſich überzeugt, wie dieſer Schritt aus⸗ 
gebeutet wird. Der Artikel lautet: f a N g 
„In dieſem Augenblick haben wir erfahren, daß das hieſige Obergericht 
eine Adreſſe an die National- Verſammlung in Berlin entworfen hat, in 
welchem es ſich für die Verſammlung und gegen das illegale Miniſterium 
erklaͤtt. Der Entwurf iſt von ſämmtlichen Mitgliedern angenommen, und 
nachdem dieſe ihn faſt einmüthig unterſchrieben, heute nach Berlin abge⸗ 
ſandt worden.“ R 4 
Mir brauchen bie Motive des Blattes zu dieſem Artikel nicht erſt zu unterſu⸗ 
chen; natürlich aber möchte es fein, wenn ünſer Glaube an Polniſche Wahr⸗ 
haftigtelt (?) einigermaßen im Wanken begriffen iſt, wenn wir auf den Schluß 
eines die getheilten Anſichten der hieſigen Deutſchen behandelnden Arttkels in Nro. 
199. der Gazeta polska aufmerkſam machen: a 0 
„Es entſpinnt ſich alſo in Poſen der Kampf der Guelphen und Gibellinnen;“ 
und wenn wir die Deutſchen beſchwören, dieſe freundliche Prophezeihung nicht eine 


Wahrheit werden zu laſſtn. 


+ Wongrowiee, den 18. Nov. Seit 4 Wochen herrſcht auch bei uns 
die Cholera und ſte hat bereits eine große Anzahl unſerer harmloſen Bewohner 
hinweggerafft. Es läßt ſich denken, daß unter den zurückgebliebenen Waiſen 
und den noch krank Darniederliegenden der armen Bevölkerung großes Elend 
herrſcht; jedoch hat es Gottlob nicht den Grad erreicht, wie in andern Orten bei 


ähnlichen Fällen, weil die Wohlhabenden durch ihre reichen Gaben und Unter⸗ 


ſtützungen daſſelbe möglichſt zu mildern ſuchen. Im Namen der Unglücklichen 
und Leidenden Hatte ich dieſen edlen Menſchenfreunden für die großen Opfer 
und den Wohlthätigkeitsſinn, der ſich in den Tagen des Jammers fo ſchön und 
herrlich bewährt, den wärmſſen Dank ab. — Wie groß die Anzahl der bis jetzt 
an der Cholera Geſtorbenen iſt, kann ich nicht beſtimmt angeben. Leider kom⸗ 
men noch täglich Sterbefälle und Erkrankungen vor. Dank ſei es aber dem 
raſtloſen Eifer der hieſtgen Aerzte, namentlich der unermüdeten Thätigkeit des 
verehrten Herrn Dr. Gall, daß viele erkrankte Perſonen der Gefahr entkom⸗ 
men find und ſich auf dem Wege der Beſſerung befinden, Die gedachten Her» 
ren haben ſich in den Herzen der hieſigen fo hart heimgeſuchten Einwohner ein 
dauerndes Denkmal geſetzt. Möge uns Gott von den Schreckniſſen dieſer 
furchtbaren Epidemie recht bald befreien, 5 a uon 
Berlin den 18. November. (Schleſ. 20) Das Kammergericht hat 

n ing ar ſchluß die Geſetzmäßigkeit der 
Wrangel'ſchen Erlaſſe anzuerkennen oder abzulehnen. Bei der Frage, ob der 
Erlaß vom 15. d. Mts., nach welchem Jeder, welcher den Truppen Gefahr 
oder Nachtheil bringt, vor ein Kriegsgericht geſtellt werden ſoll, rechtsgültig ſei, 
ſtellte ſich Stimmen⸗Gleichheit heraus; der Vorſitzende, Hr. v. Strenpf⸗ a 
gab den Ausſchlag und das Kammergericht erklärte den beregten Erlaß für eine 
ungeſetzliche Handlung. Bei der zweiten Frage, wegen des Erlaſſes vom 
16 d. M., nach welchem ſich jeder Fremde noch einmal zu melden habe, widri⸗ 
genfalls er ſich einer kriegsgerichtlichen Strafe ausſetzt, erklärte das Kammer⸗ 


gericht mit 20 gegen 16 Stimmen auch dieſe Proklamation für unge⸗ 


ſetzlich. Bemerken mülſſen wir, daß die Majorität mit Ausnahme von 4 oder 
5 Räthen, nur aus Aſſeſſoren beſteht, während die Mitglieder der Minorität 
ausſchließlich Räthe ſind. Diele Beſchlüſſe find dem Juſtizminiſter übergeben 
worden. Der Ober ⸗Appellations⸗Senat wird in einer beſondern Sitzung Ber 
ſchluß über dieſelben Fragen faſſen. —— ag. 

— Die conſtitutionelle Correſpondenz berichtet folgendermaßen: Die Ber⸗ 
liner Bürgerwehr hat 500 Vertrauensmänner aus ihrer Mitte in die Provins 
zen geſchickt, und letztere werden mit Recht nach der Veranlaſſung fragen, welche 
ihnen die Ehre einer fo unerwarteten Geſandſchaft verſchafft hat. Sollen dieſe 


fünfhundert „Krieger“ auch über das Land den krefflichen Geiſt verbreiten, 


der die tapfere Bürgerarmee der Hauptſtadt fo, lange beſeelt hat und durch den 
Pr - an an . See und bei jeden anderen ge⸗ 
ringeren Veranlaſſungen ſich fo glänzend bewährte? — Nimmermehr, denn es 
hieße Eulen nach Athen tragen, wenn man in den Provinzen die weile Mäßi⸗ 
gung predigen wollte, deren die Beſchützer Berlins ſich allemal beflißen, wenn 
fie ſich überhaupt einmal dazu verſtanden, das ſouveraine Volk in feinen öffent⸗ 


lichen Vergnügungen, als! Waffenplünderung, Fenſtertinwerfen und Bela⸗ 


9 8 


gern der Nationalverſammlung zu ſtören. Di Ba di „dieſe brama⸗ 
niſche Scheu vor Blutvergießen lebt längſt auch in der Provinz, und wer daran 
zweifeln möchte, den verweiſen wir auf das unverdächtige Zeugniß der Kölner 
2 und Jungfrauen, welche im September der Militairbehörde die Waf⸗ 
en hinzugetragen hatten, die ihre Männer und Brüder nicht zu führen ver⸗ 
ſtanden. — Wollen die 500 Vertrauensmänner etwa Unterricht im Scheiben- 
ſchießen ertheilen, einer Kunſt, in der es unſere Bürgerwehr zu einer folden 
Vollkommenheit gebracht, daß ſie in den paar Sommermonaten allein 8, wir 
ſchreiben acht Menſchen verlegt hat, welche die nahrungsloſe Zeit genöthigt 
hatte, ſich als Scheibenwärter bei ihr zu verdingen und ſo einem beinahe ge⸗ 
wiſſen Tode entgegen zu ſehen. — Oder haben die 500 Vertrauensmänner kei⸗ 
nen anderen Zweck, als die bewundernden Provinzen die Lorbeeren anſtaunen zu 
laſſen, mit denen jetzt eine dankbare Demokratie das ehrſame Inſtitut umkränzt. 
Auch in der Buchdruckerei von Fähndrich und Comp. fol durch nächtliches 
gewaltſames Eindringen und Zerſtören der Schnellpreſſe u. ſ. w. eine Verletzung 
der Habeas- Corpus - Akte vorgekommen, und auch dieſer / Fall gleich dem 
im Heyl'ſchen Hauſe in der Stadtverordneten-Verſammlung zu weitern Maß⸗ 
nahmen vorgelegt ſein. 
Bei der bevorſtehenden Belegung der Oberbürgermeiſter⸗Stelle ſollen die 
Stadtverordneten vorzüglich auf Pinder reflektiren wollen. Morgen oder 
übermorgen, nachdem man ſich darüber mit dem Magiſtrate verſtändigt, ſoll 
darüber berathen werden. i 
Als charakteriſtiſches Zeichen, wie fehr ſich vor einigen Tagen die zurückge⸗ 
bliebenen Abgeordneten bereits als die unumſchränkten Herren des preußiſchen 
Staates betrachten, theilen wir hier nach ſehr guter Quelle die Bedingungen 
mit, welche Herr von Unruh dem Reichskommiſſair Baſſermann als die 
Grundlagen einer Annäherung vorſchreiben wollte: 1. Abdankung des Kö⸗ 
nigs, 2. Verpflichtung des Prinzen von Preußen, vor ſeiner 
Thronbeſteigung alle ſchon gefaßten und noch zu faſſenden Be⸗ 
ſchlüſſe des zurückgebliebenen Theils der National⸗Verſamm⸗ 
lung anzuerkennen und auszuführen. Heute freilich mag der Souve⸗ 
rainctätsrauſch der Anhänger des Herrn v. Unruh in etwas verflogen fein, denn 
das Rumpfparlament iſt als in der vollſtändigſten Auflöſung zu betrachten, und 
es giebt die grenzenloſe mit ſehr unparlamentariſcher Heftigkeit ſich kundgebende 
Uneinigkeit unter ihnen im Kleinen einen Vorgeſchmack von der Anarchie, die 
fe im Großen dem Lande bereiten würden, wenn dies wirklich fo thöricht fein 
ſollte, ihren Beſchlüſſen Folge zu leiſten. Es ſoll unter den verſchiedenen Frak⸗ 
tionen ein ſo heftiger Krieg ausgebrochen fein, daß bisher wenigſtens alle Ver⸗ 
mittlungsverſuche geſcheitert ſind. b 
Die Nachricht, daß der vereinigte Inſtruktions⸗ und Kriminal⸗Senat des 
Kammergerichts am 17. d. beſchloſſen „in Betracht der Ungeſetzlichkeit des Be⸗ 
lagerungszuſtandes von Berlin und in Anerkenntniß des Rechts der National- 
Verſammlung ſämmtliche Prozeſſe im Geſchäftsbezirk des Kammergerichts zu 
ſiſtiren“ können wir durch die Thatſache widerſprechen, daß am 18. das Kam⸗ 
mergericht noch in voller Thätigkeit war.. ces 
Auch die Auditeure der hier garniſonirenden Truppen ſollen ſich entſchieden 
geweigert haben, Kriegsgericht über Perſonen vom Civilſtande abzuhalten, wel⸗ 
che wegen Uebertretung der Wrangelſchen Anordnungen verhaftet find. Sie 
ſollen insbeſondere hervorgehoben haben, daß §. 18 des Militairſtrafgeſetzbuches 
von 1845 auf die gegenwärtige Lage Berlins durchaus keine Anwendung fin⸗ 
den kann, wenngleich Wrangel in ſcinen Proklamationen ſich darauf beziehe. 
Wrangel hat zur Beſeitigung dieſer Bedenken eine von ſämmtlichen Miniſtern 
contraſignirte Kabincts⸗Ordre extrahirt, wonach der General Wrangel auto⸗ 
riſirt wird, Kriegsgerichtliche Erkenntniſſe, ſelbſt wenn ſie auf 
den Tod lauten, ſtatt des Königs zul beſtätigen und vollckrecken 
zu laſſen. — Es ſoll die Kabinctsordre übrigens in der Gefinnung der Audi⸗ 
teure keine Aenderung bewirkt haben. 14 571 Fance e en 
Die in der Spenerſchen Zeitung enthaltene Nachricht über ein Miniſte⸗ 
rium Camphauſen, Grabow rc. entbehrt vor der Hand jeder Begründung. 
Von den aus dem Centrum zurückgebliebenen Abgeordneten haben ſich etwa 
50 60 bereit erklärt der Rechten nach Brandenburg zu folgen. E 
Halle, den 17. Novbr. Der Sicherheits »Ausſchuß, welcher noch 
Morgen an die Bewohner der Stadt eine Proklamation erließ, hat heute Nach⸗ 


nr 


1666 


heute 


mittag auf die Bekanntmachung des Ober⸗Präſidenten von Bonin hin ſich be⸗ 


reits wieder als aufgelöſt erklärt; nicht deshalb, ö 
im Widetrſtande gegen das Mtniſterium Brandenburg⸗Mankeuffel irgend nach⸗ 
N 59 en, ſondern weil man ſich ſtreng auf dem geſetzlichen Boden erhalten 


„zum Theil auch, weil Elemente darin Plaß gefunden hatten, mit denen 
die Mehrzahl nicht 
= nl 1 1 noch 
25 . 


anderen Seite geneigt, etwa den Demokraten ſich dabei völlig 


länger mehr Hand in Hand gehen zu können glaubte. So 
jetzt von Seiten der Conſtituttonellen gegen die unheilvol⸗ 
des Miniſteriums anzukämpfen entföhloffen iſt, fo wenig war 


weil man etwa geſonnen wäre, 


in die Hände zu liefern oder mit ihnen die Wege einzuſchlagen, gegen die man 


eben zu proteſtiren im Begriff ftand. b 
E pProfeſſor Leo iſt von Neuem von hier verſchwunden. Die Nachricht, 
daß der berüchtigte Univerſal⸗Hiſtoriker im Dunkel der ſchützenden Nacht die 
bekannten Wege nach Hofe einſchlagen wolle, verbunden mit einer Katenmuſik, 
die in der Nähe feines Hauſes einem reaktionairen Bürgerwehrhauptmann ges 
bracht wurde, ſetzte in der vorgeſtrigen Nacht die Bürgerwehr in Allarm. Als 
die Bürgerwehr anrückte, traf fie f en Platze mit dem royaliſtiſchen Studen⸗ 
delttenkorps zuſammen, welches beſonders auch den Schutz des geliebten Lehrers 
ſich zur Aufgabe geſtellt hal. Die Studenten wollten ſich der Aufforderung 
deines vom Sicherheits » Ausſchuß abgeſchickten Bürgerwehr⸗ Hauptmanns nicht 
fügen. So entſtand ein Zank, der faſt zu Thätlichkeiten geführt hätte. Die 
Studenten rechtfertigten ſich am andern Tage durch ein Straßen⸗ Plakat, in wel⸗ 
chem fie ſich gegen den Sicherheits ⸗Ausſchuß erklärten. Durch die Auflöſung 
des letzteren iſt der Streit wohl als beſeitigt zu betrachten. reihe 
Der Behlug der National-Verſammlung über die Verweigerung der 
Steuern wurde heute ſchon von der demokratiſchen Partei an allen Ecken durch 
Plakate bekannt gemacht und in allen Häuſern verbreitet. Das Plakat fegt 
den 17. Rov. als den Tag feft, von welchem die Vetweigerung anfangen Toll; 
es wird Wi; Wirkung in der großen Maſſe nicht verfehlen. 
Merſeburg, den 15. Nov. Die Einwohner unſerer 
entfcieden für un SE Ralf e N n das Miniſte⸗ 
rium Brandenburg und deſſen Maaßregeln erklärt. Am 13. d. Mis. herrſchte 


Dit haben ſich 


hier die größte Aufregung. Es ſollte die hieſtge Garniſon nicht ausrücken; es 
waz verhindert werden, daß Militär nach Berlin mit der Eiſenbahu befördert 
werde. 


Köln, den 18. Nov. Auch heute ſind uns wieder verſchiedene Adreſſen 


zugegangen; für die Nationalverſammlung aus Rheinberg, Boch um, 


Barmen; — gegen die Nationalverſammlung aus Minden, Schwelm, 
Borgholzhauſen und Gladbach. Wir werden mit der Aufzählung der 
Adreſſen nicht weiter fortfahren, da aus der mangelhaften Zuſammenſtellung, 
wie ſolche uns möglich iſt, doch kein beſtimmtes Bild ſich ergibt. Im ganzen 
Stagte find bis jetzt die wein überwiegenden Stimmen für die Nationalverſamm⸗ 
lung oder mindeſtens gegen das Ministerium laut geworden. Mögen in 
Berlin Nationalverſammlung und Miniſterium vollſtändige Verzeichniſſe ver⸗ 
öffentlichen, wie das Miniſterium bereits den Anfang gemacht hat. Aber auch 
dann wird die bloße Aufzählung kein richtiges Bild geben. So ſind uns aus 
Elberfeld, Barmen, Gladbach, Minden ꝛc. Adreſſen für und gegen eingelandt, 
— Der Deputation des Kölner Bürgervereins hat der Präſtdent v. Unruh den 
Wunſch geäußert, es möchten die Gemeinderäthe in den Provinzen Städtetagt 
ausſchreiben, damit ſo zuverläſſige Reſultate bald ermittelt würden. Wir hoffen 
indeß, daß die Vermittlung raſcher gelingen werde: die Stunden ſind koſtbar. 
Aachen, den 17. Nov. In einer geſtern durch den hieſigen Volksverein 
im Garten der Ketſchenburg veranſtalteten und von mehr als 2000 Bürgern 
beſuchten Volksverſammlung wurden folgende Beſchlüſſe einſtimmig gefaßt: 
1) Die Volksverſammlung fordert Hrn. Kühlwetter auf, fein Mandat als Ab⸗ 
geordneter für Aachen ber der preußiſchen Nationalverſammlung niederzulegen. 
2) Die Volksverſammlung fordert den ſtellvertretenden Abgeordneten für Aachen, 
Hrn. v. Gülpen, auf, ſich ſofort auf ſeinen Poſten bei der Nationalverſamm⸗ 
lung in Berlin zu begeben oder falls er hiezu nicht geſonnen fein ſollte, fein 
Mandat ebenfalls niederzulegen. 3) Die Volksverſammlung fordert die Wahl⸗ 
männer für Aachen auf, ſich diefen Forderungen anzuſchließen. 4) Der Vor⸗ 
ſtaud des „Volksvereins“ wird beauftragt, eine motivirte Mißtrauens⸗Adreſſe 
an den Abgeordneten Kühlwetter bei den Wahlmännern und Urwählern Aachens 
zur Unterſchrift zirkuliren zu laſſen. 5) Der Vorſtand des Volksvereins erhält 
ferner den Auftrag, Subſeripttonsliſten zur Unterſtützung des demokratiſchen 
Central⸗Ausſchuſſts zu Berlin in den geeigneten Lokalen der Stadt offen zu 
legen. Zugleich wurde von der am vorigen Sonntage gewählten Commiſſton 
zur Vervollſtändigung der Aachener Bürgerwehr Bericht über ihre bisherige 
Wirkſamkeit erſtaltet. (Aachn. Z.) 
Trier, den 17. Nov. Die Volksverſammlung von geſtern Nachmittag ift 
zur Bildung eines Burger ⸗Ausſchuſſes geſchritten. Derſelbe hat geſtern Abends 
ſchon ſeine eiſte Sitzung gehalten. Als ein Reſultat ſeiner Thaͤtigkeit leſen wir 
heute früh an den Ecken unſerer Stadt ein Plakat: „An Stadt und Land!“ Die 
Naͤtionalverſammlung erwarte vom ganzen Lande die Verweigerung der 
Steuern. Bei der Steuerverweigerung ſeien jedoch die Gemeinde-Steuern aus⸗ 
genommen.“ na 3 8 12:42 * 10 b. bin z 
Frankfurt a. M., den 17. Nov. (O.⸗P.⸗A.⸗3) 116te Sitzung der 
verfaſſunggebenden Reichs⸗Verſammlung. Eröffnung der Sitzung 
um 92 Uhr Vormittags. Vorſitzender H. von Gagern. Nach Verleſung und 
Genehmigung des Protokolls bringt der Präſident die Austritts-Auzeigen der Abg. 
H. Gebhard aus Hof und J. Hoffmann aus Eisfeldt zur Renntniß der Ver⸗ 
ſammlung und fährt ſodann fort: Ein anderes Mitglied it aus der Verſamm⸗ 
lung geſchieden. Es iſt darüber ein Bericht erſtattet. Ich fordere Herrn Kirchgeßner 
auf, den Bericht zu verleſen. Abg. Kirchgeßner beſteigt die Tribüne und verlieſt 
den Bericht des Ausſchuſſes für die Oeſtetreichiſchen Augelegenhekten nber den 
Antrag des Abg. Simon von Trier, bezuglich der zu Wien ſtattgefundenen Ver⸗ 
haftung und ſtandrechtlichen Behandlung des Abgeordn. Robert Blum aus Leipzig. 
Der Antrag des Abg. Simon von Trier lautet: „In Erwägung, daß nach Ein⸗ 
gang drei übereinſtimmender Briefe und den darin euthaltenen untrüglichen Einzel⸗ 
heiten über das Schickſal Robert Blum's nunmehr keln Zweifel mehr obwaltet; 
daß die gegen die ausdrücklichen Beſtimmungen des Reichs⸗Geſetzes vom 10. Okt. 
d. J. über den Schutz der Deutſchen Reichstags⸗Abgeordneten in elner Deulſchen 
Hauptſtadt erfolgte Erſchießung Robert Blum's ſich als Mord darſtellt; daß es 
dem Reichsmiuſterlum nur erwüͤnſcht fein kann, die beſtimmte Anſicht der National- 
verſammlung zur Richtſchuur für die verheigenen Schritte zu erfahren; aus dleſen 


Gründen empfiehlt die Nationalverſaumlung der Ceutralgewalt insbeſondere dle 


erforderlichen Maßregeln zur Ermittelung und Beſtrafung der mittelbaren und un⸗ 
mittelbaren Mörder des Reichstagsabgeordueten Robert Blum von Leipzig.“ (Fol⸗ 
gen 60 Unterſchriften). Hieran reiht der Ausſchuß folgenden Antrag: Die Na⸗ 
tionalverſammlung, indem ſie vor den Augen von ganz Deutſchlaud gegen die mit 
Anßerachtlaſſung des Reichstagsgeſetzes vom 30. September l. J. vollzogen⸗ Oer⸗ 
haftung und Tödtung des Abg. Robert Blum feierlich Verwahrung elnlegt, for⸗ 
dert das Reichsminiſterium auf, mit allem Nachdrucke Maßregeln zu treffen „ um 
die unmittelbaren und mittelbaren Schuldtragenden zur Verantwortung und Strafe 
zu ziehen. Der Antrag des Ausſchuſſes wird als dringlich erkaunt und ohne weitere 
Diskuſſion zum elnſtimmigen Beſchluſſe erhoben. Der Vorfigeude verlieſt ein an ihn 
von dem Großherzoglich Vadiſchen Bevollmächtigten bei der proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt in Auftrag des Badiſchen Miniſteriums gerichtetes Schreiben, worin gefogt 
wird, daß die Badiſche Regierung in Folge des Beſchluſſes der Relchsverſamm⸗ 
lung, welcher Dr. F. Hecker als nicht wählbar erklärt hat, eine neue Wahl für 
Thiengen ausgeſchrieben habe. Die Wahlmaͤnner hatten jedoch auf ihrer früheren 
Wahl behatrt, und ſomit die Regierung den Beſchluß einer Neuwahl nicht zum 
Vollzug bringen können. Es muͤſſe ſonach dem Wahlbezirke Thiengen überlaſſen 
bleiben, feine Anſicht kund zu geben, ob er vertreten fein wolle oder nicht. Der 
Präſident ſchlägt vor, daß das gedachte Schreiben zu den Akten zu legen ſei. 
Simon aus Trier beantragt dagegen die Einberufung Dr. Hecker's, über deſſen 


Wuürdigkeit dem betreffenden Wahlbezirk allein eine Entſcheidung zuſtehe. Auch 
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Weſen vent erklärt ſich gegen ben Vorſchlag bes Pröſibenten. Das Mindeſte, 
was GERBRBÄT Punt, Je des erde ſug des Schaben des Bapſſhen Bevolinid- 
tigten und des, Simouſchen Antrags au den Central⸗Legitimationsausſchuß, falls 

Anberweilte Beh daß be⸗ 


ſes beantragt den Uebergaug zur Tagesordnung; die Minorität dagegen die Be⸗ 
freiung der Bewohner Sachſeu⸗Altenburgs von der auferlegten militairiſchen Ein⸗ 
quartirung. Der Bericht wird auf eine künftige Tagesordnung geſetzt. Nau⸗ 
werd ſtellt folgenden dringlichen Antrag: Die Nationalverſammlung beſchließt, 
das Reichsminiſterium aufzufordern, an das Preußiſche Miniſterium die Weiſung 
ergehen zu laſſen, daß daſſelbe die Maßregeln, welche es zur Auflöͤſung der Ders 
Uner Bürgerwehr angeordnet hat, ſo wie den über Berlin verhängten Belagerungs⸗ 
zustand zurücknehme; die National⸗Verſammlung dbeſchließt ferner, Recht und 
Geſeb aller Preußen, iusbeſondere die Berliner Natkonal⸗Verſammlung wis 
ten. den unmittelbaren Schutz der Reichsgewalt zu ſtellenz eine Kommiſſion von 
drei Mitgliedern hat die vorſtehenden Beſchlüſſe nöthigenfalls mit Hülfe von Reichs⸗ 
nuppen durchzuführen. Der Antrag wird als nicht dringlich dem Ausſchuſſe für 
das Verhältniß der Centralgewalt zu den Einzel⸗Regierungen zur Prüfung überge⸗ 
ben, Mit Bezugnahme auf eine am 16. Oktober au das Reſchshandels⸗Miuiſterium 
geſtellte Interpellation über die künftige Zollperfaſſung Deutſchlands und mit Des 
zugnahme auf die von dem Reichshandels⸗Miniſter ertheilte desfallſige Erledigung, 
worin eine Behauptung des Interpellanten als irrig bezeichnet worden war, fragt 
Abg. v. Reden qus Berlin das genannte Reichs Miniſterlum von weiten, ob es 
demſelben wohl jetzt bekaunt ſei, daß die Zollzuſchläge des Deutſchen Zollvereins 
das übrige Deutſchland treffen, während einzelne nicht Deutſche Staaten, wie 
Belgien und England, davon ausgefthlofjen ſeien, und ob das Reichs⸗Miniſterium 
die von ihm (dem Interpellanten) geäußerten Anſichten nunmehr als durch den Be⸗ 
ſchluß der Zollvereinſtaaten gerechtfertigt betrachte... Wichmann aus Stendal 
interpellirt das Reichs⸗Miniſterium der Juſtiz, ob es gegründet ſei, daß die 
Reichsgeſetze in Oeſterreich noch nicht publizirt ſeien, und ob in dieſem Falle das 
Reichs⸗Miniſterium Schritte zu thun gedenke zu Publikation diefer Geſeze. Der 
Präſthent fragt die Verſammlung, ob fie ihre Zuſtimmung zur Verleſung einer 
von dem Fürſtlich Waldeckſchen Bevollmächtigten bei der Centralgewalt übergebenen 
Petition der Bewohner von Pyrmont u. a. O. geben will. Die Frage wird ver⸗ 
neintz die genaunte Eingabe daher ohne nähere Inhalts Anzeige an den Petitions- 
Ausſchuß gewieſen. Eine Interpellation des Abg. Schoder aus Stuttgart an den 
Verfaſſungs⸗Ausſchuß beantwortet v. Solron als Vorfigender dieſer Kommifiion 
dahin, daß die Vorlage der revldirten Grundrechte ſammt Einführungsgeſetz im 
Laufe der nächſten Woche erfolgen werde. Schoder beautragt, die Verſamm⸗ 
lung wolle noch vor Entwerfung des Einführungs⸗Geſetzes die Berathung über die 
revidirten Grundrechte unverweilt aufnehmen, und hieran die Berathung über das 
inzwiſchen fertig gewordene Einführungsgeſetz kuüpfen. v. Soiron und Künßberg 
aus Ansbach ſprechen gegen, Wiegard für die Trennung der Berathung über die 
revidirten Grundtechte von jener über das Einführungsgeſez. Die Frage wird zur 
Abſtimmung gebracht und der Schoderſche Antrag zur ſchleunigen Berichterſtattung 
dem Verfaſſungs⸗Ausſchuſſe übergeben. (Schluß folgt:) 
— So cben iſt die von der Stadt Leipzig an die deutſche National⸗Ver⸗ 
ſammlung und die Centralgewalt abgeordnete Deputation hier eingetroffen, um 
eine Vorſtellung wegen der ſtandrechtlichen Hinrichtung des Mitgliedes der deut⸗ 
ſchen National⸗Verſammlung, Robert Blum, zu übergeben und zu unterſtützen. 
Fr. — Wie wir aus zuverläſſiger Quelle erfahren, hat der Roeichs⸗Geſandte 
2 Rai Rave aux feinen Geſandtſchafts-Poſten in der Schweiz niedergelegt, 
indem er es bei der Haltung, welche das Reichs-Miniſterium in der Oeſter⸗ 
reichiſchen und Preußiſchen Angelegenheit angenommen habe, mit feiner» Ehre, 
Mi Pflicht und feinem Gewiſſen nicht länger vereinbar halte, unter demſelben 
nen. MAN 
— Die „Frankſurter O.-P. A.⸗Z.“ meldet in ihrem amtlichen Theile: 
Der Reipsverweier hat am 15. November d. J. die Errichtung einer propiſori⸗ 
ſchen Central Behörde, welcher bis zur definitiven Organiſatign die, Leuung 
des Deutſchen Marineweſens zuſtehen wird, in der von dem Reichs-Miniſterra⸗ 
the beantragten Weiſe genehmigt. Die proviſoriſche Central⸗ Behörde, 
für die Deut ſche Marin e wird aus einer Abtheilung für die Marines 
oe ltung m an des Handels und aus einer techniſchen 
Marine Kommi fion beſtehen. Jener Ablheilung iſt die Gründung der 
.die eigentliche Verwaltung, das ganze Rechnungsweſen zugewieſen; 
von Schiffen nach Anhörung uſchen Kommiſſton, über den Ankauf 
zung von Verkeze Schiffbau“ und Ausrüſtungs⸗Materialten, über die Abſchlie⸗ 
die Anlegung von Fa, welche den Bau bon Kriegsſchiffen betreffen, und über 
legshäfen, Werften und Arſenalen; ſie hat die Anstellung 
von Beamten und Kenmmfarien zu billigen oder abzulehnen, Sendu d 
Beſſchtigungen anzuordnen ung dd lte, Betophungen und e vr te 
bierdurch verurſacht werden, und die Gehalte, techniſchen Mari often, welche 
kommt es zu, Gutachten u au beſtimmen. Der techniſchen arint⸗Kommiſton 
die Abthellung für die Marine e kechniſchen Fragen zu erflatten; "Anträge an 
von Schiffen und Gegenſtänden erwaltung in Beziehung auf die Anſchaffung 
lich vorzunehmender Beſichtigungen en Bau und Ausrüſtung, fo wie hinſicht⸗ 
ten, welche kechniſche Befähigung erfortg endungen zu fielen; die zu Heſchäf⸗ 
die Deutſchen Häfen zu unterſuchen, in a w 15 
due Werften und Arſenalen ſich eignen; insbefondtre endlich int Pian für 
le deſinitive-Eimrichtung der Deutſchen Marine und die künftige G 


eſtaltung der 


Marline⸗Behörden auszuarbeiten. Der Reichsminiſter des Handels iſt mit der 
Einrichtung der proviſoriſchen Central-Vehörde für die Deutſche Marine bes 
auftragt worden, welche unter feiner, Verantwortlichkeit thätig ſein wird. Der 
Vorfig in der tehnifhen Marine⸗Kommiſſlon iſt dem Prinzen Adalbert von 
ede 7e 


‚Mainz, den 15. Nov. Im Locale des democratiſchen Vereins wurde heute 


Abend eine Todteufeier zum Andenken an Robert Blum gehalten. Der Saal ſelbſt 


war beleuchtet und ſchwarz draplrt, die ſchwarz-roth⸗goldene Fahne mit Trauerflor 
behängt, lumltten unter einem Kreuze der Name „Robert Blum“. Präſident Baus 
berget hielt eiue Rede. Zun Schluſſe wurde von den Anweſenden eine Adreſſe an 
die Deutſche National-Verſammlung beſchloſſen: dieſelbe möge die Adoption der 
Hinterbliebenen Robert Blum's ausſprechen. 

Mainz, den 16. Nov. Schwerlich dürfte in Leipzig ſelbſt eine fo große 
Theilnahme an dem Schickſale Robert Blum's ſich bethätlgen, als in unferer Stadt. 
Sämmtliche Gaſthöſe am Rhein, die Agenturen der verſchiedenen Dampfſchifffahrts⸗ 
geſellſchaften, fo wie alle im Hafen liegenden Schiffe haben Trauerflaggen aufgehißt. 

Wurzburg, den 15. Nov. Eben fo würdig, wie am 23. Oct. der Deutſche 
Episkopat ſeiue Berathungen mit einer kirchlichen Feier begonnen, wurden dieſelben 
heute geſchloſſen. Wir werden nun bald die Ergebniſſe der Berathungen erfahren, 
indem dieſelben nebſt einer Anfprache an das Volk und einer andern an die Geiſt⸗ 
lichkeit gedruckt werden. Im nächften Jahre werden Didcefanfpnoden gehalten und 
im Jahre darauf ſteht eine eigentliche Nationalſynode in Ausſicht. (N. W. Z.) 

Prag, den 16. Nov. Heute iſt Jullus Fröbel unter Polizeibegleitung bier 
durchgereift. (Bekanntlich iſt derſelbe bereits in Dresden). 

— Die heutige Prager Zeitung meldet: Robert Blum's Wittwe wird nach 
Wien kommen, um die im Joſephinum liegende Leiche ihres Gatten abzuholen. 
— Julius Fröbel hingegen hat ſogleich nach ſeiner Pardonirung Wien verlaſ⸗ 
ſen, um nach Frankfurt zu eilen und dort über Blum's Schickſal mündlich zu 
berichten. Fürſt Windiſchgrätz iſt ihm jedoch durch einen ſchriftli⸗ 
chen Bericht an das Parlament in der Paulskirche vorangerilt, 
— Von den eingezogenen Studenten werden nach und nach Einige frei. Im 
Ganzen herrſcht unter den Soldaten und ihren Freunden eine ſolche Erbitte⸗ 
rung gegen alles was Student, oder einem Studenten ähnlich iſt, oder endlich 
nur irgend ein Mitleiden mit den Studenten ausdrückt, daß ein recht ſpießbür⸗ 
gerliches Geſicht jetzt zu den wünſchenswertheſten Attributen gehört. — Nun 
da man einige Ueberſicht über den Schaden, den Wien erlitten hat, bereits ge⸗ 
winnen kann, ſchätzt man denſelben auf nahe an 30 Millionen. 

e een seen d. 
. Frankreich. 

Paris, den 16. Noobr. Sitzung vom 16. Novbr, Präſident Marraſt, 
Giscard giebt feine Demiſſton als Volksvertreter. „Wir ſind“, heißt es in ſelnem 
Briefe, „nur berufen, eine neue Verfaſſung zu machen. Dieſelbe iſt fertig; ich be⸗ 
trachte alſo mein Mandat als erloſchen.“ Das Departement Tarn, dem dieſer 
Deputirte angehört, wird alfo einen anderen Deputirten zu erwählen haben. Au 
der Tagesorduung iſt wieder das Budget von 1848, Deslougrais, nach deſ⸗ 
ſen Anſicht die Künſtler, Akademiker und Profeſſoren zu viele Staatsgehalte gleich⸗ 
zeitig beziehen, ſtellt folgenden Zuſatparagraphen: „Vom 1. Jauuar 1849 tön⸗ 
nen die vom Unterrichts⸗Miniſterinm abhängigen Beamten, die bisher dem Kumu⸗ 
lationsgeſetze noch nicht unterworfen waren, nicht ferner Doppelgehalte beziehen, 
ohne daß das eine Gehalt nicht um die Hälfte verkürzt würde. In keinem Falle 
dürfen ſämmtliche Gehaltsbeträge die Summe von 12,000 Franken überſteigen.“ 


Bernard, Flo con, Tracy, Meſſiat, Souvalre, Dahirel und Freslon 


gerathen hart an einander, Die Einen rechtfertigen die Vereinigung mehrerer Stel⸗ 
len in einer Perſon, die Anderen wollen auch die Kuͤnſte der Konkurrenz überge⸗ 
ben. Endlich ſchreitet man zur Abſtimmung. Es ſtimmen für ſofortige Abſchaffung 
der Kumulation oder der Gehalts-Beſchränkung 267; für Freslon's Antrag auf 
Vertagung erheben ſich 306 Stimmen. Hiermit war das Unterrichts⸗Budget er⸗ 
ledigt, und die Verſammlung ſchritt zu den kirchlichen Ausgaben im engeren Sinne. 


Repellin wundert ſich, daß das Domkapitel von St. Denis im Budget noch 


ſigurixe, eben ſo noch einige andere Müßiggangerpftünden, z. B. General⸗Kultus⸗ 
adminiſtratoren u. ſ. w. Bine au, im Namen des Finanzausſchuſſes: Es ſeien 
meiſtens Greiſe, die man ausſterben laſſen wolle. Kapitel 4, von den Gehalten 
der Erzbiſchöfe und Viſchöfe handelnd, wurde etwas angefochten, man wollte z. B. 
dem Erzbiſchof von Paris nur 30,000 ſtatt 40,000 Fres. zahlen. Leſpinaſſe 
und Freslon vertheidigen indeſſen die 40,000, und ſie gehen durch. Die übti⸗ 
gen Kircheukapitel werden raſch erledigt. Dufaure, Minister des Innern, bittet, 


morgen das Budget zu unterbrechen und drei Eiſenbahnlinien zu diskutiren. Bis 


neau proteſtikt. Dufaure: „Es handelt ſich darum, dem Proletariat Arbeit zu 
verſchaffen.“ Die Verſammlung entſcheidet, daß ſie morgen jene Bahnen diskuti⸗ 
ren wolle, Daun geht ſie zum Budget des Juuern über. Zwei, Punkte geben An⸗ 
laß zu Erörterungen. 1) Der Telegraphendienſt, und 2) die Spezialkontrolle gegen 
fremden, namentlich Belgiſchen Nachdruck. Bei beiden wird auf Perſonal⸗Vermin⸗ 
derung angetragen, welche theilweiſe genehmigt wurde. Die Sitzung wird um 6 
Uhr aufgehoben. UN Fenn 

— Der Biſchof von Orlean hat in, Bezug auf die Präfldenten⸗Wahl folgen⸗ 
den Hirtenbrief an ſammtliche Erzbiſchöfe und Biſchöfe der Frauzöſiſchen Repu⸗ 
blit gerichtet: „Monſeigneur! Es kann Ihnen nicht unlieb fein, den Gedanken zu 
kennen, der in den kritiſchen Zuſtänden, in denen ſich die Kirche Frankreichs beſin⸗ 
bet, die Gemüther der in der Natlonal⸗Verſammlung auwefenden Biſchöſe einhellig 


belebt. Nach den reifeſten, Betrachtungen haben wir gefunden, daß die Wahl des 


Gewerals G 


auge zum Präſidenten der Republik der Religion mehr Bürgschaft 
bieten und dem Lande mehr Ruhe und Jeſtigkeit verſpreche, als jede andere Kan⸗ 
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didatur. Darum glauben wir, daß die Geifllichkeit thätig bel der nächſten Wahl 
einſchreiten und ihren ganzen rechtmäßigen Einfluß dafür aufbieten müſſe. Geneh⸗ 


migen Sie, Monſeigneur, die Verſicherung meiner ehrerbietigen Ergebenheit. J. 


J. Fayet, Biſchof von Orleans.“ 1 
— Abdel, Kader hat am 3. Novbr. Vormittags 11 Uhr ſeinen Einzug in 
Bordeaux gehalten. Um 9 Uhr war eine Jͤgerſchwadron auf der Straße nach 
Baponne entgegengeſchickt worden, um die Reiſenden zu empfangen und ihnen 
als Bedeckung zu dienen. Im Hötel de la Pair waren Zimmer bereit. Der ehe⸗ 
malige Biſchof von Algier, Herr Dupuis, machte gleichſam den Ceremonienmei⸗ 
ſter bei dem Emir, den er in feiner Geburtsſtadt aufführte, indem er ihm, der 
ihn fo oft in den Thaͤlern des Atlas im Zelt empfangen hatte, Freundlichkeit mit 
Freundlichkeit vergalt. An dem Gaſthof war nicht bloß ein Poſten von Jägern, 
Linienſoldaten und Nationalgarde aufgeſtellt, ſondern auch eine Muſikbande, die 
ihn begrüßte. Am andern Tag, hieß es, werde Abd⸗el-Kader einer Vorſtellung im 
Theater beiwohnen. Allgemein war das Gepräge von Wohlwollen und zeligiöfer 
Sammlung, die ſich in ſeinem Geſicht ausdrückte, aufgefallen. In Pau, von 
wo die Reiſegeſellſchaft am 2. Nov. in der Frühe abgegangen war, hatte der Emir 
der mit ſeinen zwei Söhnen, wovon der ältefte zehn Jahre zählt, in einem offenen 
Wagen ſaß, den Adjuneten Sicabaig und den Commandanten gebeten, neben ihm 
Platz zu nehmen, um dieſen natürlichen Nepräfentanten der Stadt feinen Dank 
zu erkenuen zu geben für die ihm gewordene Aufnahme. Als er durch die Stra⸗ 
ßen fuhr, ſtand das Volk mit abgezogenem Hut, die Damen ſchwenkten ihre Sack⸗ 
tücher aus den Fenſtern, und er erwiederte die Begrüßungen mit der Hand. Meh⸗ 
rere Perſonen gaben ihm zu Pferd das Geleit bis zum Hippodrom, wo er aus 
dem Wagen flieg um ſich zu verabſchieden. Ich verlaſſe Pau mit meinem Sohn, 
ſagte er zu dem Maire, aber ich laſſe daſelbſt mein Herz. Dieſe Zeugniſſe von 
Theilnahme machen mir die Abreiſe noch peinlicher. Aber der Gedanke unter euch 
fo viele Frennde zu zählen, gereicht mir zum Troſt. Der Maire erwiederte, er hoffe 
Abb⸗el⸗Kader werde nicht bloß der Freund der Einwohner von Pau, ſondern auch 
Frankreichs werden. Mit einer Umarmung und warmen Dankſagungen nahm 
Abd⸗el⸗Kader von dem Maire und den beiden Commandanten Abſchied. 

— Unſere Zuſtände conſolidiren ſich zwar immer mehr, aber die Nenheit ber: 
ſelben tritt doch noch maunigfach hervor, namentlich in den verſchiedenen Zweigen 
der Adminiſtration. Am empfindlichſten hat ſich das neuerdings gezeigt, indem 
nämlich das hieſige ſchwarze Kabinet der Poſt noch ſo ſehr dilettantiſch verwaltet 
wird, daß kürzlich im Gedränge der Zeit in die Depeiche des Geſandten einer Groß— 
machs bei'm Wiedeczuſchließen ein Brief gerieth, der, fo intereſſaut er auch fein 
mochte, doch weniger an den Miniſter des Auswärtigen als vielmehr an Hrn. Ba; 
fiide perſönlich gerichtet war, ganz abgeſehen davon, daß die Siegel ſelbſt für ein 
ungeuͤbtes Auge gar zu deutliche Spuren ſchülerhafter Behandlung tragen. Man 
kann ſich denken, mit welchem Empreſſement der im Fall ſtehende Ambaſſadeur bei 
der Rückſendung des ſo verſchlagenen Schreibens die Gelegenheit ergriff, dem Hru. 
Miniſter die Verſicherung ſeiner ausgezeichnetſten Hochachtung zu erneuern! 

— Der Erzbiſchof von Paris wird demnächſt einen Hirtenbrief erlaſſen, 
worin er unter Anordnung von Gebeten für ein glückliches Ergebniß der Wahl 


am 10. December feinem Elerus die Candidatur Cavaignac's empfiehlt. Die 
meiſten franzöſiſchen Biſchöfe werden ebenfalls Hirtenbriefe erlaſſen, ſich aber 


zum Theil für L. Napoleon ausſprecheu. Von Seiten der Prälaten, welche 

Mitglieder der National⸗Verſammlung ſind, erwartet man einen gemeinſamen 

Aufruf an die franzöſtſche Geiſtlichkeit zu Gunſten Cavaignac's. Lamartine 

ſoll ſich endlich entſchloſſen haben, von aller Bewerbung um die Präſtdentſchaft 

abzuſtehen und ſeinen Freunden die Candidatur Cavaignac's ans Herz zu legen. 
f S pan i e n. 

Der Bayonner Korreſpondent des „Morning Chronicle“ berichtet: „Die pros 
greſſiſtiſche Juſurrektion in Arragon iſt vollſtändig geſcheitert. General Iriarte, 
Befehlshaber der Expedition, weigerte ſich, daran Theil zu nehmen, als er von der 
von Abad zu Sietano (in der Nähe von Huesca) erlittenen Schlappe vernahm. 
Die Offiziere, welche bereits nach der Grenze gegangen waren, um ſich der Erpe⸗ 
dition anzuſchließen, kehren allmählig bereits hierher zurück. Salamanca wird mot⸗ 
gen hier erwartet. Er muß von dieſem ſchlechten Erfolge empfindlich genug betrof⸗ 
fen fein, denn abgeſehen von dem Lächerlichen eines fo vollſtaͤndigen Fiasco hat er 
auch für dieſe Unternehmung viel Geld ausgegeben, und wenn Alles, was man 
ſagt, wahr ſein ſollte, hat er nicht mehr viel zu verlieren.“ f x 1 

Amerika. | 

Newport, 20. Okt. Wenn Sie die hieſtgen deutſchen Blätter leſen, fo 
werden ſie glauben, die ganze Union ſei in Aufruhr über die Ankunft Hecker's 
und die neue Welt habe einen Triumphzug noch nicht erlebt, wie den des deut⸗ 
ſchen Republikaners von hier nach Philadelphia und Waſhington. Allein Sie 
wiſſen, daß die Amerikaner fo gut wie die Mexikaner es verfichen, ihre politi⸗ 
ſchen Kundgebungen durch pomphafte Zeitungsberichte zu „Ereigniſſen“ aufzu⸗ 
blähen, und daß man von ihren Schilderungen meiſtens 90 Prozent als baare 
Uebertreibung wegſtreichen kann, ohne der Wahrheit zu nahe zu treten. Die 
engliſch geſchriebenen Blätter haben ſich wenig um Hecker befümmert, die Los 
cofocozeitungen widmeten ihm einige Spalten, weil ſie die Stimmen der Deut⸗ 
ſchen für ihre Partei nicht entbehren können, und eben dieſe Wahlrückſfichten 
haben auch den Mayor und die Aldermen von Newport bewogen dem Gafle 
öffentlich ihre Aufmerkſamkeit zu bezeigen. Es geht den bieſigen Deutſchen 
eben ſo wie den eingewanderten Irländern, denen man unter Komplimenten 
über O'Brien und Mitchell die Wahlurne hinhält. Reſpektable Organe, wie 
das vielgeleſene „Journal of Commerce”, haben ihre volle Entrüſtung über die 
rohe bluttriefende Rede ausgeſprochen, mit welcher Hecker als Vertheidiger der 
Mörder Lichnowsky's und Auerwald's vor dem amerikaniſchen Publikum aufs 
trat, und welche ihm viele feiner hieſigen Verehrer abwendig gemacht hat, die 
von dem „blutrothen Vanner der ſocialen Republik“ nichts wiſſen wollen. In 
Philadelphia haben die Deutſchen (d. h. ein Theil derſelben) unter Leitung der 
Herren Remak und Seidenſticker Hecker mit einer großartigen Prozeſſlon, mit 
Muſik und Fahnen eingeholt und ihm nachher verſchiedene Feflmahle bereitet, 
wobei unter dem Knallen der Champagnerkurke auf die Befreiung des armen 
geknechteten Vaterlandes getrunken wurde. Daß Deutſchland in dieſem Augen- 
Asen ee e r da breed N s enen 
eingefallen zu ſein. 

Es wird Ihnen intereſſant fein zu erfahren, was die Vereinigten Staaten 
für ihre Sermacht bezahlen. Im letzten Finanzjahre wurden für die Flotte 10 
Millionen Dollars bewilligt, — eine ziemlich mäßige Summe, wenn man den 
achtbaren Zuſtand unſerer Marine in Erwägung zieht. Die Verwaltung iſt 
weit wohlfeiler eingerichtet als die engliſche; wir haben weder Admiräle noch die 
koſtbaren Dreidecker, die nur ſelten nützlich ſiud und ungeheure Summen koſten. 


Druck u. Verlag von W. Decker & Comp. Verantwortl. Redacteur: C. Henfel. 


in loco anſteht. h | 
Pachtluſtige werden hiervon mit dem Bemerken 
in Kenntniß geſetzt, daß die Pachtbedingungen, wel⸗ 
che auch im Termine ſelbſt bekannt gemacht werden 
ſollen, im Bureau der Feſtungsbau⸗Direktion ein⸗ 
geſehen werden können. 
Poſen, den 18. November 1848. 


Königl. Feſtungsbau⸗Commiſſion. 
ai ae eee 


Bekanntmachung. 

Die dem Millitair-Fiskus gehörigen drei Holz⸗ 
plätze zwiſchen dem Gerberdamm und dem linken 
Warthaufer, welche bisher an die Holzkaufleute 
Krzyzanowski und Biſchoff verpachtet waren, 
mit ultimo dieſes Jahres aber pachtlos werden, fol» 
len entweder im Einzelnen, oder zu zweien, oder im 
Ganzen vom 1. Januar k. J. ab, auf ein oder meh⸗ 
rere Jahre hintereinander, anderweit verpachtet wer⸗ 
den, zu welchem Behuf wir einen Termin auf 
Freitag den 24. November c. Nachmittags 


12 f Uhr Lg! 
im Büreau der Feſtungs⸗ Bau⸗Direktion angeſetzt 
haben. Pachtluſtige wollen ihre Offerten chriftlich 
und verſtegelt unter Vermerk des Inhalts ſbis zu 
dieſem Termine bei der Feſtungs⸗Bau » Direktion 
einreichen, woſelbſt zu der gedachten Zeit die Sub⸗ 


mifflonen eröffnet und mit dem Meiſtbietenden unter 
Vorbehalt höherer Genehmigung, der Kontrakt ab⸗ 
geſchloſſen, oder nach dem 


Poſen, den 18. November 1848. 


Kranzfeigen empfiehlt ö 


nicht zu rauchen. 


des Patriotismus zu 
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Berliner Börse. 
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273. 


Qn lan d. Aus 
Poſen, den 20. Movbr-- Wie wir vernehmen, iſt die vom hieſigen Verein 
für König und Vaterland in Umlauf geſetzte Erklärung, worin der National- Pers 
ſammlung die eutſchledenſte Miß billigung für ihr Benehmen ausgeſprochen wird, 
berkits von etwa 1300 Urwähtern aller Stände unterſchrieben, 

Berlin, den 19. Nov. General Wraug el iſt mit diktatoriſcher Ge⸗ 
walt bekleidet, er handelt auch ganz als Diktator. Er hat das Vereinsrecht auf⸗ 
gehoben, er hat die freie Preſſe aufgehoben, er hat auch thatſächlich die Habeas⸗ 
Corpus⸗Acte aufgehoben und dadurch dem Geſetze mehr Hohn geſprochen, als dies 
früher von den Pöbelhanfen geſchehen iſt. Da er zu allen ſolchen Maßregeln ge⸗ 
ſetzlich nicht berechtigt iſt, dies auch von der Natlonalverſammlung ausge⸗ 
ſprochen worden, fo werden ſeine Geſetzesüberſchreitungen auch gerichtlich anhäns 
gig gemacht und der bekannte „paſſive Widerſtand“ wird inſofern zu einem aktiven, 
daß man namentlich in Vetteff des Vereinsrecht ſeine Verbote als nicht exiſtirend 
betrachtet. Die meiſten Clubs und Vereine halten nach wie vor ihre Sitzungen, 
nur daß fie. nicht Öffentlich angezeigt werden. Der conſtituttonelle Club 
hat es zuerſt gewagt, auf geſtern Abend durch die Zeitungen öffentlich eine Siz⸗ 
zung zu verkünden. Er wellte ganz offen zu Werke gehen, ließ die Mitglieder⸗ 
en nicht vorzeigen, ſondern geſtattete jedem Fremden Zutritt. Die Debatten 
waren außerordeuelich warm, die meiſten Redner ſprachen mit glühender Begeiſte— 
rung und mit ſo hinreißender Beredſamkeit, wie feit der Exiſtenz des Clubs ge— 
wiß nur wenige Beiſpiele vorgekommen ſind. Die Gegenſlände det Beſprechung 
waren natürlich die Zuſtaͤude des Vaterlandes, die Lage der Nationalverſammlung, 
die Rechtloſigkeit, die in Berlin jetzt ſyitematiſch von der Gewalt aufrecht erhalten 
wird, die Erklarung der Frankfurter Verſammlung. Trat auch in der Diskuſ⸗ 
ſion hier und da Verſchiedenheit in den Meinungen hervor, ſo herrſchte doch bei 
allen Reduern vollkommenſte Uebertinſtimmung in der Grundanſicht, bei allen der⸗ 
ſelbe Freimuth, dieſelbe Kuͤhnheit, dieſelbe Eutſchiedenheit, daſſelbe Streben. Trotz 
der furchtbarnen Erbitterung gegen die Maßregeln der gegenwärtigen Regierung 
wollte man nicht von dem conſtitutionellen Prinzip weichen; man war zwar bes 
reit, dem jetzigen Miniſterium gegenüber keine Verſchiedenheit der Parteien gelten 
zu laſſen, ſondern, wie in der Nationalverſammlung die beiden Centren und die 
belden Linken zu einer einzigen Einheit verſchmolzen ſind, ſo auch unterſchiedlos 
und vereint als gleiche Verfechter der Freiheit und der Wohlfahrt des Vaterlandes 
gegenüberzuſtehen der Gewalt und ihren Schergen, aber man wollte nicht die 
Krone opfern wegen der jetzigen Rathgeber der Krone, wegen der jetzigen Regie- 
rung. — Uebrigens ging aus den Mittheilungen einzelner Redner hervor, daß 
die Regierung die ganz entſchiedene Abſicht gehabt, die Nationalverſammlung jetzt 
ganz aufzulsſen und eine Verfaſſung ſelbſtſtändig zu geben (zu octropiren), daß 
die Auſtöſungsvcrorduung ſchon am 1 Aten ausgefertigt geweſen ſei, nur wegen 
der Nachrichten aus Frantfart vorläufig noch zurückgelegt worden. Ein Neduer 
wies mit großer Schärfe nach, wie Auflöſung der Verſammlung und 
Octroyitung einer Verfaſſung das bewußte und beſtim mt ge⸗ 
wollte Ziel der Regierung geweſen, gleich bei ihren erſten feindlichen 
Schritten, wie ſie nicht unt mit Beſtimmtheit auf Vatrikaden beim Einmarſch 
Wrangels gehofft, ſondern mit derſelben Beſtimmtheit auch die entſchiedene Weige⸗ 
zung der Verſammlung, ſich vertagen zu laſſen, erwartet hatte, und wie auf dieſe 
Hoſſuung und Erwartung einerſeits die Maßregeln in Berlin, andereiſeits die Auf⸗ 
löſung der Verſammlung gebaut worden. 

— Die Voſſiſche Zeitung enthält ein Juſetat, unterzeichnet von 28 Schleſi⸗ 
ſchen Sutsbefigerm, welche ſich bereit erklären, die Steuern auf zwei eder drei Mo⸗ 
nate vorauszubezahlen, falls einzelne Gemeinden und Privaten ſich wider Erwar⸗ 
teu verleiten laſſen follten, der von der Nationalverſammlung dekretirten Steuer 
verweigerung Folge zu leiſten. 


in mei 
lehren. 


Einvernehmen mit der preußischen Regierung die Unfreiheit der National⸗Ver⸗ 


Zaun Preſſe nicht frei, ſondern terroriſirt: an den Ecken trifft man den 
Muglied N 
die Menge am Scene 
zum Tragen von hau 
völlige Straſloſigkelk,en und 
ſelbſt dreimal vergeblich bie h 8 
1 Mittel zum Schutz von ihren Kollegen. 
— S einer Faſſung und Ruhe, welche mich in Er⸗ 
außerſte Gefahr hin die Mat wie fie zu dem Entſchluſſe gekommen, auf die 
vetreffs der Regulirung des Verein zu ergreifen. Auf meinen Hauptauftrag, 
unter ſolchen — unmögiid fes der Einzelnſtaaten, einzugeben, war 
ie geriqne Ob dieſe Männer zurücktreten werden 
wenn er; ar Be ſind, vermag ic nicht ne 
a lim di \ 1 gegen fie — Selbſt von den Mitgliedern der 
erſammlung, die in der Deputaljon beim Könige waren, vermochte ich keine 


den 22. November 1848. 
Thatſachen gegen dieſe Männer zu erfahren. Dem Grafen Brandenburg wirft 
man einen Armecbefchl vor, gegen den Miniſter Manteuffel citirt man Stel⸗ 


len aus der Rede v. Vinckc's auf dem Vereinigten Landtage, — ihre Privat⸗ 


charakter findet man chrenhaft. Den König traf ich (ich ſcheue wich nicht, ge⸗ 
gen die Sitte die Mittheilung zu machen), was die Beziehung zur Centralge⸗ 
walt betrifft, deutſcher geſinnt, als ich geglaubt. In Bezug auf Poſen 
war er entſchloſſen, unferen Veſchluß gegen den Berliner durch⸗ 
zuführen. — Er war ferner feſt darin, den Sceuen in Berlin ein Ende zu 
machen und hielt dies für eine ernſte große Pflicht, nicht allein Preußen, ſondern 
Deutſchland gegenüber, um deſſen Geſittung vor dem Untergang zu retten. Er 
war gefaßt auf Alles und entſchloſſen, ohne ſich im mindeſten die Folgen zu 
verhehlen. Was die zugeſicherten Freiheiten betrifft, ſo fand ich auch nicht 
den entfernteſten Grund zu den To allgemein verbreiteten Befürchtungen. 
Bei meiner Rückkehr aus Potsdam war General von Wrangel in Berlin einges 
zogen. Ich fand eine andere Veoölkerung auf den Straßen. Die Bürger be⸗ 
lebte ein Gefühl der Sicherheit. — Ich wohnte den Verſuchen bei, die Konflikte 
zwiſchen National-Verſammlung und Regierung auszugleichen, die Präfident 
Grabow in einer Unterredung mit Mitgliedern des Centrums machte. Ich 
ſprach ſelbſt mit von Unrub. Alles mißlang. Ich theile hier die Bedingungen 
mit, unter welchen ſich die Zurückgebliebenen zum Frieden geneigt erklären wol⸗ 
len; ſie lauteten: 1) Verbannung der Prinzen aus den Gränzen der Monarchie, 
2) Verhaftung von Wrangel's und der Miniſter, 3) Hochverraths Anklage ge⸗ 
gen fie, 4) unbedingte Unterwerfung des Königs unter die Verſammlung, bis 
die Verfaſſung fertig ſei, 5) Entfernung der Truppen aus Berlin. Der Kons 
vent iſt offen beabſichtigt. Die Centren find noch geblieben, um von Gewalt⸗ 
thätigkeiten zurückzuhalten. Wie lange Preußen eine Republik ſein ſolle, ſteht 
in Frage, da die Dauer der Verſammlung kein Ziel hat. — Ich machte erfolg» 
loſe Vorſtellungen, vielleicht kommt man ſpätet zu einem Entſchluß. Man wirſt 
der Regierung vor, daß zum Einſchrtiten jetzt nicht der rechte Anlaß geweſen, — 
aber ſpäter hätte es ohne Blutvergiehen vielleicht nicht mehr geſchehen können — 
es wären vielleicht Opfer dann gefallen. Nach den Verhältniſſen der letzten Tage 
iſt eine Vermittelung nicht mehr möglich, der Widerſpruch iſt offen an den Stra⸗ 
ßen⸗Ecken zu leſen, gegen die Autorität wird eine andere geſetzt. Ich bin der 
Ueberzeugung, daß nur zweierlei möglich iſt: Strenge Durchfüh⸗ 
rung der Regierungsmaßregeln oder Annahme der obigen Vedin⸗ 
gungen. — Das Letzte wäre das größte Unglück für ganz Deutſchland. Ein 
Antrag auf Vermittelung iſt bereits mit Hohn zurückgewieſen! Meine Anſchau⸗ 
ung — und mögen Sie mich verdammen, iſt die: ich hoffe von der Nalional⸗ 
Verſammlung in Berlin keine wahre Freiheit, ich hoffe auch nichts für unſere 
Einheit. Ich kann nicht mit einſtimmen in die von Rappard beantragle 
Acußerung auf Sympathie! Weil nun eine Vermittelung unmöglich und 
und ich auch den Veſchluß vom 14. November auszuführen nicht im Stande 
war, ſo kehrte ich zurück, um in die Hände des Reichs-Verweſers mein Amt 
als Unter⸗Staals⸗Sekretair niederzulegen. Venedey verlangt das Wort, 
um eine Frage an Baſſermann zu richten. Welches waren die Autoritäten, die 
jenen Bedingungen Gewicht gaben? Baſſermann erklärt, jeden Namen dem 
Ausſchuß nennen zu wollen. Werner von Nierſtein flellt den präjudiziellen 
Antrag: den Rappardſchen und die Pertinentien an den Ausſchuß für die Ver⸗ 
Hältniffe der Centralgewalt zu den Einzelnſtaaten behufs ſchleuniger Berichter— 

attung zu verweiſen. Er ſpricht für die Dringlichkeit feines Antrages und 
weiſt darauf hin, daß Rappard alles Thatſächliche der Verſammlung vorenthal⸗ 
ten habe. Raveaux gegen den präjudiziellen Antrag der Verſchiebung an 
einen Ausſchuß. Er will energiſche Entfheidung entweder für Krone oder für 
die Volksvertreter, und zwar ſoſort, um Frankfurt wieder in Achtung zu brin⸗ 
gen. Werner's Antrag wird mit 261 gegen 172 Stimmen angenommen, unter 
ven 172 find circa 37 Preußen. 


e den bier folgenden Theil Ist dre Redartion nicht" Yerantwörkiich] 

Verdient es wohl unſere National⸗Verſammlung, wie fie eben 

letzt in ihrer Geſammtheit beſchaffen, daß ſich das Land ihrer 
in ihrem Konflikt mit der Krone thätlich annehme? 


Es ſoll hier nicht der Vorwurf fein, in minutiöſer Unterſuchung juriſti ſch 
zu ermitteln, welcher von den beiden Theilen am Ende wohl das meiſte Recht 
auf ſeiner Seite habe, da von beiden Seiten ohngefähr gleich wichtige Rechts- 
gründe für und wider aufgeſtellt werden; allein es ſoll hier kürzlich erörtert wer— 
den, ob es überhaupt unſere dermalige Nationalverſammlung verdiene, daß 
ihretwegen das Land in blutigen Bürgerkrieg gerathe, ja daß ſich daſſelbe nur 
irgendwie ihrer annehme. Für dieſen Zweck der Erörterung feien daher fol⸗ 
gende Zeilen geſchrieben. 

Einem Jeden, der es wahrhaft gut mit dem Volke meint und der nicht 
blos den Schein der Sache ſelbſt vorzieht, muß die unparteliſche Beantwortung 
der Fragen: „Erfüllt unſere Nationalverſammlung, wie dieſelbe jetzt nun ein⸗ 
mal als Ganzes beſchaffen ift, ihren Zweck, durch Abfaſſung einer guten Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Geſetzgebung das Wohl des geſammten Volkes möglichſt zu befördern ? 
Was hat fie bisher hierfür geleiftet, und was iſt noch künftig von ihr in dieſer 
Hinſicht zu erwarten?“ von der höchſten Wichtigkeit fein. 

Zur Beantwortung dieſer Fragen diene Folgendes: 

1) Unſere Nationalverſammlung hat bis jetzt ſich ganz untauglich erwie⸗ 
ſen, überhaupt folgerichtig überlegte und die vorhandenen Verhältniſſe gehörig 
berückſichtigende ſachgemähe Geſetze zu erlaſſen und abzufaſſen! Det kürzeſte Bes 
weie dafür liegt, um nicht erſt lange mit Erörterung der wenigen anderen 
von ihr endlich zu Stande gebrachten Geſetze, z. B. dem Bürgerwehr ⸗Geſetze, 
aufzuhalten, beiſpielsweiſe in dem Erlaſſe und der Faſſung des lediglich und 
allein von ihr ausgegangenen Jagd-Geſetzes; denn durch daſſelbe iſt of⸗ 
fenbar allen Grundſätzen einer guten und geregelten Geſetzgebung gera⸗ 
dehin Hohn gesprochen; es find darin auf der einen Seite den Verechtig⸗ 
ten muthwillig bedeutende Nutzungen entriſſen, ohne auf der anderen Seile 
dafür den bisher Verpflichteten irgend angemeſſene Vortheile zu verſchaffen; 
es iſt dem Staate dadurch eine althergebrachte jährliche Einnahme von mehr als 
100,000 Kthlr. entzogen worden, ohne ihm dafür ein anderes Einkommen ſlüſ⸗ 
fig zu machen; es iſt ohne alle und jede Nothwendigkeit das grundgeſetzliche 
Princip der Unverletzbarkeit des Eigenthumsrechts angegriffen und umgeſtoßen 
worden; es iſt dadurch offenbar Gelegenheit und Anleitung gegeben worden, 
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einen großen Theil des Volkes von häuslichem Fleiße und Ordnung zu entwöh⸗ 

nen, ihn auf dieſem Wege zu Wild und Felddiebſtählen, zu thätlichen Ver⸗ 
letzungen von Perſonen, zu daraus entfichenden ewigen Streitigkeiten, ja zum 
Morde zu veranlaffen,; endlich iſt es die gänzliche Rückſichtsloſigkeit und die Un⸗ 
kenntniß der Verhältniſſe, fo wie der unangebrachte Eifer, doch endlich einmal 
ein Geſetz nach ihrem Sinne zu Stande und zur baldigen Ausführung zu brin⸗ 
gen, was die Nationalverſammlung vermocht hat, es gänzlich zu überſehen, 
daß bisher die Jagden auf fremdem wie auf eigenem Grunde faſt überall zufam- 
men und gemeinſchaftlich verpachtet find, daß daher aus dieſem Verhältniß un⸗ 
vermeidlich, gleich zu Anfang, eine unendliche Menge von Prozeſſen zwiſchen 
den Jagdpächtern und ihren Verpächtern entſiehen müſſen; daß ferner, wenn 
einzelne kleine Parcellen, wie dies fo häufig der Fall iſt, mitten in größere 
Grundſtücke hineinragen oder darin eingeſchloſſen ſind, es in der That unmög⸗ 
lich wird, daß Jäger und Hunde dieſelben verſchonen ſollten, was dann un⸗ 
vermeidlich wiederum nur beständige Streitigkeiten und Prozeſſe veranlaflen 
muß; daß endlich im Geſetz nirgend etwas darüber geſagt iſt, ob und in wie 
weit Miether und Pächter von Grundſtücken auf das Jagdrecht eo ipso mit 
auszuüben haben oder nicht? was wieder nur Anlaß zu Prozeſſen giebt! 

Doch ich glaube, an dieſem einen kurzen Geſetze bereits genügend meine 
oben aufgeſlellte Behauptung erwieſen zu haben, wie gänzlich unfähig unſere 
Nationalverſammtung ſich bereits gezeigt hat, gute und ihrem Zwecke entipres 
chende Geſetze zu erlaſſen und abzufaſſen. : 

2) Dieſelbe hat ſich, mindeſlens geſagt, höchſt träge und faumfelig in ihrem 
Geſchäſte gezeigt! denn wenn man gleich allerdings in Erwägung ziehen muß, 
daß eine dergleichen neuberufene Verſammlung in der Regel nichts oder nur we⸗ 
nig für ihre Verhandlungen vorbereitet findet und daher im erſten Anfange nicht 
gerade viel in die Augen Fallendes vornehmen kann, fo find doch feit ihrer Ber 
zufung bereits 6 Monate verfloſſen und die Verſammlung koſtet dem Lande 
ſchon mehr als 200,000 Rihlr. und noch immer hat dieſelbe zu deſſen wahrem 
Beſlen nicht fo viel gewirkt, als eine aus wenigen ſachverſtändigen Männern 
zuſammengeſetzte Geſetzgebungs-Kommiſſion mit dem Aufwande eines Zehntheils 
dieſer Summe in wenigen Wochen vermocht hätte. Die kurzen paar Stun⸗ 
den der täglichen Zuſammenkünfte wurden dagegen lediglich mit Interpellationen 
an die Miniſter und gänzlich unfruchtbaren Debatten, die dem Tande auch nicht 
für einen Pfennig Nutzen bringen, dennoch aber täglich 1000 bis 1200 Rthlr. ko⸗ 
ſten, gleichſam vergeudet und todtgeſchlagen, die einzuſtreichenden Diäten aber 
geradehin mit Sünden verzehrt; zwar entſchuldigt ſich die Verſammlung damit, 
daß dies alles meiſt nicht an ihr liege und ſchiebt die ganze Schuld dieſer Vers 
ſäumniſſe und Zögerungen auf die Miniſter und deren öfteren Zurücktritt. Aber 
wer trägt am Ende auch davon nur die Schuld, als wiederum die National⸗ 
verſammlung? war wohl der Sturz der Miniſterien Camphauſen oder v. Auers⸗ 
wald im wahren Intereſſe des Landes erforderlich? 

4 bie B ab kale elgwankung zeigt ſich auch ſchon um deßhalb für ihren 
Zweck, die 2 erathung nd Abfaſſung von guten und den Jutereſſen des Vol⸗ 
kes nützlichen Gefegen vollig untauglich und ungeci t, weil fie durchaus für 
keine Tendenz eine grundſätzliche feſte und a [ir 
und zu erhalten vermag, fondern die für das allgemeine Intereſſe wichtigſten Fra⸗ 
gen meiſt nul durch die zufälligen Stimmen eines oder eines Paares der ſoge⸗ 
nannten Wilden, die meiſt gar nicht einmal wiſſen, wovon eigentlich die Rede 
iſt, ſo oder anders entſchieden werden! In der That, ein Zuſtand, den ſich das 
Volk, welches verſtändige und wohl überlegte Geſetze verlangt, unmöglich län⸗ 
ger gefallen laſſen kann. 

4) Dieſelbe zeigt ſich endlich gänzlich rückſichtslos gegen die Anſichten der 
Krong, ſeien dieſelben auch immerhin theilweiſe nur ideell, und bringt ſich dadurch 
in eine Stellung, welche nothwendig nur Reibungen und Mitverhältniſſe her⸗ 
vorzubringen geeignet ift, die dann wiederum nur dem Volke zum Nachtheil ges 
reichen können. 

Dahin gehört unter andern die Debatte und Abſtimmung über die Weg⸗ 
laſſung des von Gottes Gnaden, im Titel des Königs, während doch der Kö— 
nig allerdings jedenfalls von Gottes Gnaden König iſt, fo gut wie wir alle und 
die ganze Nationalverfammlung mit inbegriffen, unſeren Stand und unfer gans 
zes Verhältniß auch am Ende nur von Gottes Gnaden haben. Es war daher 
hier wie bei ſo vielen andern Gelegenheiten lediglich ſchade um die durch die 
Debatten darüber vergeudete, fo theure Zeit der Verſammlung. Eine ähnliche 
Mißachtung der Anſicht der Krone, die hier noch dazu den guten Grund hat, 


„ 1 5 eu * 
— N 1 * > 
2 TOM: 1670 ana 
KTL * | 177 Ae. 


run st 
— 1 


— — —— ——ů—ůů — rn —— mn r 


wiederum der wenigſtens vorgeſchobene Grund des dermaligen abermaligen Zwie⸗ 
ſpalts mit der Krone. di; ’ * ts Re 

Wenn indeß der wahre Grund dieſes traurigen Zwieſpalts lediglich in der 
ſtertolypen Abſicht der Verſammlung liegt, ſich als Vertreter des Volkes zu⸗ 
gleich auch als die Vertreter der Volksſouverainetät zu zeigen und zu geriren, 
ſich mithin eigentlich ſelbſt zur höchſten unumſchränkten Macht zu erheben, fo 
handelt es ſich jetzt nur um die Frage, ob das Volk gemeint iſt, den alten Son⸗ 
verain mit dieſem Neuen zu vertauſchen? der, wie oben hinlänglich bewieſen 


iſt, wahrhaftig nicht geeignet ſein kann, des Volkes Wohl in der Wahrheit 


zu befördern, und ob es daher für dieſen Zweck wohl werih fein könne, auch 
nur einen Tropfen Blut zu Gunſten eines ſolchen Tauſches zu vergießen? 
Schreiber dieſes iſt wahrhaftig kein Reaktionär, er erkennt auch gern den 
Grundſatz der Volksſouverainctät an, aber dieſelbe muß lediglich durch die ver⸗ 
ſtändigſten, redlichſten und ſachkcuntnißreichſten Männer der Nation zur Muse 
übung gebracht werden, nicht aber durch Analphabeten, geſinnungsloſe Em⸗ 
porſtreblinge, denen zes zwar um ihr, aber nur wenig um das wahre Befle des 
Volkes zu thun iſt, oder einſeitig Narrföpfige Theoretiker, die nichts zu verlieren 
haben. Und dies, glaube ich, kann doch auch nur die auf vernünftige Ueberle⸗ 
gung begründete Meinung eines verſtändigen Volkes ſein! Daher fort mit einer 
Nationalverſammlung wie die unſrige in ihrer jetzigen Zuſammenſetzung, fort 
mit ihr, nicht nur nach Brandenburg, ſondern nach Hauſe! Wegen ihr werde 
keine Hand gerührt. 


Wir erklären hiermit feierlichſt uns Famit ganz einverſtanden, daß unſer 
Deputirter bei der hohen National-Verſammlung dem Befehle Sr. Maſeſtät 
Folge geleiſtet hat und bei der Vertagung derſelben ausgetreten iſt Wir wün⸗ 
ſchen, daß er bei dem Zuſammentritt der Verſammlung in Brandenburg ebenfo 
Sr. Majeſtät Beſehl Folge leiſtet und dort an den ferneren Berathungen zur 
Feſtſtellung der künftigen Verfaſſung Theil nehme. In inniger feſter Ueberztu⸗ 
gung, daß nur in freier Berathung, nicht aber unter dem Terrorismus der Sttickt, 
die Freiheit gedeihen und der Volkswille ſich geltend machen kann, geben wir 
dies Auerkenntniß und unſern fernern Wunſch zu erkennen. Wir bezweifeln 
keinen Augenblick das Recht der Krone, an jedem Orte der Monarchie die Ver⸗ 
ſammlung zuſammenberufen zu dürfen, und glauben fogar untererfeits als ein 
Recht von derſelben fordern zu können, daß, wenn, wie jetzt in Verlin die Bes 
rathung nicht mehr frei iſt, in Folge deſſen leider Beſchlüſſe gefaßt wurden, die 
jeden rechtlichen Mann entrüſten müſſen, fle dann der Verſammlung den Schutz 
gewähren muß, der zur freien Verathung nöthig iſt und nur, wenn dies geſchicht, 
die Freiheit gedeihen und uns eine freie conſtiintionelle Verfaſſung zu Theil 
werden kann. \ N 

Der Oborniker Kreis-Schutz⸗Verein von 2500 Mitgliedern. 

Dem Vernehmen nach ſollen in der heutigen Stadtverordneten Sitzung 
auch die Steuerverweigerungsfrage, ſo wie eine Loyalitäts⸗Adreſſe an den Kön 
zur Sprache gebracht werden. Poſen, den 21. November 1848. — 


Sl 


Die Straße nach dem Bahnhof wird vollendet und dem Publikum zur 
freien Benutzung übergeben werden, ſobald die Stadt Poſen, in deren Intereſſe 
die Straße einzig und allein angelegt, die anfänglich zugeſagten ſpäter auf 500 
reducirten 1000 Thaler als Beiſteuer bewilligt haben wird. Gegentheils dürfte 
die Straße zwar auch bald vollendet werden, aber nicht frei benutzt werden können, 


Marktbericht. Poſen, den 20. November. 
(Der Schfl. zu 16 Mz. Preuß.) 
Weizen 1 Rthtr. 21 Sgr. 1 Pf., auch 2 Rihlr. — Sgr. — Pf.; Roggen 
— Rtlr. 26 Sgr. 8 Pf., auch — Rilr. 28 Sg. 11Pf.; Gerſte 21 Sgr. 5 Pr. auch 
— RU. 28 Sgr. II Pf.; Safer 15 Sgr. 7 Pf., auch 17 Sgr. 9 Pf.; Buchweizen 
—Rilr. 26 Sgr. 8 Pf., auch — Nilr. 28 Sgr. II Pf.; Erbſen 1 Rilr. 1 Sgr. 1 Pf., 
auch 1 Nile. 5 Sgr. 7 Pf.; Kartoffeln 7 Sgr. 1 Pf., auch 8 Sgr. 11 Pf.; 
Heu zu 110 Pfd. 20 Sgr. — Pf. auch 24 Sgr.; Stroh, das Schock 4 Rihlr. — 
San: auch I RU. 10 Sgr. 3, Butter das Faß zu 8 Pfd. 1 Rilr. 25 Sgr., auch 2 
ithlr. g 
Poſen, den 20. November. (Nicht amtlich.) Marktpreis 


die Verſammlung künftig ungeſtörter ihren Verathungen hinzugeben, iſt jetzt 


Ehefrau, Renate Chriſtiane geb. Burſch, ha⸗ 
ben mittelſt Ehevertrages vom Zlfien Oktober c. nach 
erreichter Großjähtigkeſt der Letzteren, die Gemein⸗ 
ſchaft der Güter und des Erwerbes ausgeſchloſſen, 
welches hierdurch zur öffentlichen Keuntniß gebracht 
wird. i 
Liſſa, den 21. Oktober 1818. ; 
Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 
Nothwendiger Verkauf. 
Land und Stadigericht zu Rogafen. 


„Das den Auguſt Nehring ſchen Erben zugehö⸗ 
rige Erbpachts Vorwerk im Dorfe Slomom 0 „ un 
Kleiſe Obornik belegen, abgeſchätzt auf 15,586 
Rihlr. 20 Ser., ſoll 

am 26ſten April. 1849 

1 tags Uhr 

an ordentlicher Gerichtsſtelle fubhaflirt werden. Die 

axe nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen kön— 

155 in unferem III. Geſchäfts = Bureau eingeſehen 
When, b ö 


Megaſtu, am 7,, Juli 1818, 


Normits 


Der Vorſtand des Handwerker-Vereins 
zu Poſen. 

Nachdem wir den Ziehungstermin der Gewerbe— 

Lotterie bereits vor längerer Zeit bekannt gemacht 

hatten, wurde Seitens der Miniſterjen des Innern 


Der Conditor Eduard Crome hier und deſſen 


Unternehmen verfagt, und durch die hieſige Königl. 
Regierung das Polizei-Direktorium angewieſen, die 
ſchon ſeſtgeſtellte Ausſpielung unverzüglich zu inhibi⸗ 
ren. Dies der Grund des bisherigen Verzuges. — 
Endlich haben wir die Genehmigung erlangt; inzwi⸗ 
ſchen find aber mehrere neue Gewerbe-Produkte arquis 
rirt worden, und es wird der Abſatz von noch 250 
Looſen erforderlich, welchen die Mitglieder des Vor— 
ſtandes übernommen haben. 

Wir hegen zu dem Gemeinflun unſerer Mitbürger 
das ſeſte Vertranen, daß die gedachten 250 Looſe 
in den nächſten Tagen abgeſetzt ſein werden und neh⸗ 
men daher keinen Anſtand 

die Ziehung auf Montag den 27. Novbr. a. c., 
Morgens 8 Uhr im Saale des Rathhauſes an⸗ 
zulegen, da die Räumung des Handelsſaalts 
von der Kommunalbehörde zum I. Dezember ec. 


verlangt wird. ern zi 4 

Die Ziehung wird durch unſern Schriftführer, den 
Ober⸗Landes⸗Gerichts⸗Aſſeſſor Hrn, Herzberg, ge“ 
leitet werden. Bis zu derſelben ſteht die Beſichtigung 
der Gewinne im Handelsſaale dem Publikum un⸗ 
entgeltlich offen. Poſen, den 20: Nov. 1848. 
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u billigen, aber ſeſten Prämien, verſichert die 
Fecher Berſtherungeg plfgaft Colonia durch ihre 
Haupt Agenten D. L. Lubengu Wwe. & Sohn in 


Tonne von 120 Quart zu 80% Tralles 1217 — 123 Nihlr. 


und der Finanzen die Erlaubniß zu dem ganzen 


für Spiritus pro 
Poſen, Breiteſtraße No. 26., und ihren S pecial⸗ 
Agenten Herrn Roſenthal, Markt No. 85. 


Bei dem unterzeichneten Verein erſolgen für Be⸗ 
wohner des Großherzogthums (auch dir Ehefrauen) 
zu jeder Zeit Aufnahmen über Verſicherungen 
von 50 bis 300 Thaler. — Statuten, das Exemplat 
zu 1 Sgr., find in der Scherk ſchen Buchhandlung. 
zu haben. 5 Zw. 

Direktorium des Sterbetaſſeng eren ten, 

Vereins, ne 


Hierdurch zeigen wie ergeben an, daß wir det 
Handlung E. Buſch 
in Poſen, Friedrichsſtraße No. 25 
den alleinigen Verkauf unſeres Bairiſchen Bie⸗ 
res übertragen, woſelbſt dieſes Bier in größeren und 
‚tteineren Gebinden zu denselben Preiſen, wie in der 
Brauerci, unter Hinzurechnung der Eiſenbahnfracht, 
ſtets zu haben iſt. „en er A 
Stettin, den 18. November 188. 
Die Bairifche Bierbrauerei Weid⸗ 
manns Wittwe s Comp. 
Auf obige Annonce Beh nehmend, bemerke ich, 
daß obiges Vier bei mir in meinem Lokal auch ein⸗ 
zeln ausgeſchenkt wird. E. Buſch. 


